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27. Sitzung des Abgeordnetenhauſes. (16. Januar.) 

1 Am Miniſtertiſch: Falk und Leonhardt mit mehreren Com⸗ 
miſſarien. 

Auf der Tagesordnung ſteht die erſte Berathung der vier kirchlichen 
Vorlagen, zunächſt die des Geſetzentwurfs über die Vorbildung und An: 
ſtellung der Geiſtlichen. Es melden ſich zum Wort 9 Redner gegen, 

16 für die Vorlage. 

Abg. Reichenſperger (Olpe) gegen die Vorlage: Bringt man die 
Vorlagen in Verbindung mit der geſchäftlichen Behandlung hier im Hauſe, 
ſo kann keine r mehr darüber beſtehen, daß wir in ein Stadium ge⸗ 
langt ſind, welches man bei anderen Formen und in einer andern Zeit mit 
dem Namen der Revolution bezeichnen würde. Heute wird für den Staat 
in Anſpruch genommen die oberſte Direction, die Vorbildung und Anſtel⸗ 
lung der Geiſtlichen, die kirchliche Disciplinargewalt, die Beſtimmung über 
die Grenzen des Rechtes zum Gebrauch kirchlicher Straf⸗ und Zuchtmittel: 
ich denke, Alles, mindeſtens in den Hauplpunkten, innerſte Angelegenheiten 
jeder Kirche. Bringt man ferner dieſe Vorlagen in Verbindung mit dem 
Vortrage des Cultusminiſters, fo kann kein Zweifel darüber beſtehen, daß 
das oft gebörte Programm der äußerſten radicalen Partei nunmehr ver: 
wirklicht werden ſoll. Ich habe ſtets die in weiten Kreiſen verbreitete Feind⸗ 
ſeligkeit gegen alles poſitive confeſſtonelle Chriftentbum als ein bedrohliches 

eichen der Zeit angeſehen. Daß aber eine große, geordnete, monarchiſche 

taats regierung fic) an die Spitze einer ſolchen Bewegung ſtellen, daß fte 
Hand daran legen würde, dieſe Dämme, welche die Geſellſchaft allein ſchützen, 
niederzureißen, das habe ich nicht erwartet. Es wird freilich geſagt werden, 
die Staatsregierung wolle die heilſamen Grundlehren des Coriſtenthums 
nur wirkſamer für den Staat machen, indem fie die Kirchenohrigkeit in ſeine 
Hände bringt. Dieſe Anſchauung beruht aber auf einer Verkennung des 
oberſten Prineips des Chriſtenthums und es iit ein folgenreicher Irrthum, 
der eine zweifache Wirkung haben wird: die wahren Anhänger werden nur 
zu noch engerem Anſchluß an die Kirche bewogen werden, für andere dage⸗ 
gen wird dies geradezu eine Aufforderung zum Abfall ſein. x 

Derartige feindfelige Strömungen waren ſchon mehr als einmal in den 
politiſchen Kreiſen maßgebend, aber noch niemals hat eine Saat einen fo 
gut vorbereiteten Boden gefunden, wie in dieſer Zeit der ſocialiſtiſchen Be⸗ 
ſtrebungen. Die ſocialiſtiſchen Führer oder vielmehr Verführer haben längſt 
ausgeſprochen, daß man das Volk zuerſt von der Kirche trennen, ihm den 
letzten Funken von Glauben an das Jenſeits nehmen müſſe, um es ſchon 

dieſſeits ſelig zu machen. Dieſe Sprache iſt gar nicht neu, ſondern ſchon 
vor neunzehn Jahrhunderten von dem erſten Socialiſten beinah in bemiel- 
ben Sinne angewendet worden. Als Spartakus den Sklavenkrieg entzün⸗ 
dete, ſagte er: „es giebt keine Gerechtigkeit auf Erden, weil es keine Götter 
dort oben giebt, darum ſtreckt eure ſtärkeren Arme aus und eignet euch vas 
an, was den Reichen gehört!“ Laſſalle, fein kleiner Cpigone, hat bi:fen 
Gedanken nur paraphraſirt: Die Bourgeoiſie bat euch längſt die himmli⸗ 
ſchen Güter wegdemonſtrirt, fo greift zu den irdiſchen und genießef, was 
man euch vorenthält. Der neueſte Weihnachtsgruß der Socialiſten aus Leip⸗ 
zig beſtätigt das alles in erſchrecklicher Weiſe. (Wiverſpruch links.) In 
dieſem Haufe find jene Ideen noch nicht bertreten, aber im deulſchen Var: 
lamente haben ſie bereits ihren lauten Ausdruck gefunden bei Berathung 
des Jeſuftengeſetzes. Man wird fagen, daß dieſe Vorlagen eigentlich nur 
die gebildeten, durch Philoſophie und Humanität geleiteten Klaſſen berühren; 
aber auch dieſe Klaſſen find auf die Dauer mii der Paloſophie allein nicht 
zu führen und zu zügeln, und ein Herrſcher im Sip'e Friedrichs des Großen 
würde heute noch Jagen: wenn ich ein Volk züchtigen wollte, ich würde es 
von Philoſophen regieren laſſen. Man wird ferner ſagen, es handelt ſich 
gar nicht um Bekämpfung chriſtlicher Ideen. Aber die Debatte wird zeigen, 
daß die Vorlage gegen die Grundlagen und Grundſätze der kirchlichen Selbſt⸗ 
ſtändigkeit, ja ſogar gegen jedes Recht und jede Freiheit verſtößt. Denn 
wenn die Staatsregierung über den Beſitz und Berlujt der Kirchenämter 
verfügen kann, dann ift damit feſtgeſtellt, daß Recht und Freiheit nicht mehr 
Gemeingut Aller, ſondern das Pripilegium einer beftiminten Kategorie oder 
Koterie mit der Parole: Recht und Freiheit für uns und unſere Freunde, 
nicht für die Anderen. ; : 

Ich glaube, dieſe Vorlagen werden den Wohlgeſinnten im Lande bie 
Augen noch mehr öffnen darüber, daß die Staatsregierung auf Wege ge: 
rathen iſt, die ſonſt nur in Zeiten revolutionären Umſturzes eingeſchlagen 
worden find. Nicht mehr die Jeſuiten oder Ultramontanen find der Gegen⸗ 
ſtand der Verfolgung, ſondern die Freiheit aller Confeſſionen ſoll beein⸗ 
trächtigt werden. (Sehr wahr! Centrum.) Aber ſollte es heute nicht mehr 
deutſche Art und Sitte ſein, daß jede gegen einen Wehrloſen geübte Ver⸗ 
gewaltigung als eine Unthat empfunden wird? Erhebt ſich nicht heute noch 

jp: großmutbige Hand, wenn eine wehrloſe Frau geſchlagen wird? (Heiter⸗ 
eit! links. Sehr gut! Centrum) Die Kirche iſt eine wehrloſe Frau (Abg. 
Virchow: Mulier militans!); fie iſt nicht blos eine wehrloſe Frau, fie ¡ft 
die Mutter des heutigen Geſellſchaftszuſtandes. (Beifall im Centrum, Wider: 
ſpruch links.) Vielleicht glauben Sie dem Atheiſten Gibbon, der nicht mit 
Lobpreiſungen vorzugehen pflegt, aber die wahre Geſchichte kennt, mehr als 
wir. Er 15555 „Die Kirche hat den gegenwärtigen Zuſtand aufgerichtet wie 
die Bienen den Bienenſtock.“ Dieſe Kirche wird geſchlagen; ſtärker kann ſie 
nicht geſchlagen werden, als daß man ſie für eine unfreie Gemeinſchaft erklärt 
und zum Organ anderer Gtaat3gemalten erniedrigt. Man verleugnet das 
erſte Princip chriſtlicher Freiheit, daß Staat und Kirche zwei weſentlich ſelbſt⸗ 
ſtänvige Gemeinſchaften find, die neben einander exiſtiren müſſen, wenn die 
Geſellſchaft nicht in erſtarrendem Byzantinismus oder in grauſer Revolution 
untergehen ſoll. Der antike Staat wußte nichts davon, ſondern zog auch 
die Religion in ſein Bereich, aber damit war auch ſchon ber Ruin der 
Geſellſchaft in dem alten Staatsweſen inaugurirt. Man ſagt, es handelt 
ch nur um eine Vertheidigung gegen eine aggreſſive, hauptſächlich katho⸗ 
liſche Partei. Bei derartiger Aeußerung ſah ich gar nicht auf die Lippen 
des Redners, ob pielleicht ein Lächeln des Hohns um feinen Mund ſpielte, 
ſondern ich habe ſofort mit meinen Obren eine Art von Hohnlachen zu ber 
nehmen geglaubt, und zwar ſeitens eines übermächtigen Gegners, der im 
Stande ijt, alles Denkbare und Undenkbare zu ſtatuiren. 2 5 
Ich ſehe den Staat im Vollbeſitz einer Gewalt, wie er ſie bisher nicht 
beſeſſen, getrieben von einer Maſorität, die nicht weniger, ſondern vielleicht 
mehr will, als die Regierung. Ih febe die Kirche in einen förmlichen Be⸗ 
lagerungszuſtand verſetzt. Dabei ſpricht man von ihren Uebergriffen gegen 
den Staat. Ich kann nur an die eine Publication denken, die ausgeſprochen 
iſt in einer Weiſe, die von dem oberſten Wächter des Geſetzes, dem Ober⸗ 
Tribunal, bis dahin als mit den Landesgeſetzen vollkommen übereinſtimmend 
auerkaunt iſt. (Sehr wahr! im Centrum.) Ich ſehe überall eine vollkommen 
organiſirte Verfolgung aller kirchlichen Intereſſen und nur eine rein defenſive 
Haltung der kirchlich Geſinnten. Zwei Gründe zur Mißſtimmung könnte ich 
mir denken. Einmal, daß die Kirchenfreiheit weſentlich der katholiſchen Kirche 
zu Gute gekommen ijt; daß fie in Liebeswerken die ebangeliſche Kirche über⸗ 
flügelt hat. Aber das ſollte doch nur den Wetteifer erregen. Als zweiten 
Grund könnte ich mir denken, daß trotz aller aufgewandten Mühe das katho⸗ 
liſche Volk Preußens einig geblieben ijt mit dem Epislopat und dem römi⸗ 
ſchen Stuhle. Die Kirche hat alle Verfolgungen ertragen. Man kann durch 
Unterbindung einzelner Organe die Kirche lähmen, aber ihre Lebenskraft 
nicht tödten. Der Staat dagegen hat bisher immer nur Schaden davon ge⸗ 
litten an ſeinen heiligſten Gütern durch immer weitere Entfeſſelung aller 
böſen Leidenſchaften. (Sehr wahr! im Centrum) Ich febe eine logiſch ge⸗ 
ordnete Kette feindſeliger Handlungen gegen die Kirche; begonnen wurde 
mit der Aufhebung der katholiſchen Abtheilung im Miniſterium, deren war⸗ 
nende Stimmen man nicht mehr hören wollte. Denn mehr als eine bera⸗ 
thende Stimme hatte dieſe Abtheilung nicht, fie beſaß kein anderes Recht, 
als nur gehört zu werden. In anderen, ſpecifiſch katholiſchen Staaten, wie 
3. B. in Oeſterreich und Baiern, werden die evangeliſchen Angelegenheiten 
nur von evangeliſchen Behörden verwaltet. Eine ſolche warnende Stimme 
war in Preußen ſtörend und wurde erſtickt. Dann folgte der Schritt des 
Herrn v. Mühler in den Braunsberger Angelegenheiten, der von dem jetzi⸗ 
gen Herrn Cultusminiſter theilweiſe redreſſirt iſt Daun das Schulaufſichts⸗ 


geeſetz, durch welches principiell die Schule von der Kirche getrennt wurde. 


~ 


* 


Nun auf halbem Wege ſtehen zu bleiben, beſonders wenn es bergab geht, 


tit freilich ſchwer. (Sehr gut! im Centrum.) 

Der Kirchendiener hat nicht mehr in der Kirche das freie Wort. Das⸗ 
ſelbe Wort, welches in der Preſſe oder in einer Volksverſammlung ſtraflos 
iſt, wird auf der Kanzel ſtrafbar, trotzdem gerade dieſe Stelle die Aufgabe 
hat, ohne Menſchenfurcht das öffentliche Gewiſſen wach zu rufen, und krotz⸗ 
dem gerade dieſe Stelle die beſte Garantie gegen Ueberſchreitungen bietet. 
Die Execution des Jeſuitengeſetzes ſeitens der Polizei iſt ein weiterer Schritt 
auf dieſem Wege, denn den ſchon längſt iſolirten Prieſtern dieſes Ordens 
iſt das Meſſeleſen verhoten, warum nicht auch das Athmen, das doch auch 
die Function eines Jeſuiten it? Dann hat die Polizei einfache Studenten⸗ 
Vereine, die ſich marianiſche neunen und unter der Leitung der Jeſuiten 
ſtanden, für Jeſuitenverbände erklärt. Durch dieſe faſt tragikomiſche That⸗ 
fade hat fic) die Polizei das Recht genommen, die einzelnen Studenten bon 
jedem Orte des Reiches zu verweiſen. Und dieſe vorliegenden Geſetzentwürfe, 
die mit der Verfaſſung in Colliſion ſtehen, ſind aus keinem andern Grunde 
eingebracht, als um mit der verfaſſungsmäßigen Kirchenfreiheit zu brechen. 
Man hat die Vorlagen ſchon nach fo kurzer Zeit zur Berathung gebracht, 
um noch bie Zeit für eine Verfaſſungsänderung zu gewinnen. Man ſpricht 
zur Begründung von dem Kampfe einer ſtaatsſeindlächen Partei. Ich kann 
keinen andern Grund finden, als daß das katholiſche Volk bei den von mie 
bezeichneten Maßnahmen nicht ſtumm blieb; ebenſo wenig wie Sie (die linke 
Seite) ſtumm blieben, als Sie in der Oppoſition waren. Sie haben die 
Ausſchreitungen der Staatsregierung mit großer Entrüſtung zurückgewieſen 
und nicht blos mit Worten, ſondern mit Thaten geantwortet, die wir von 
unſerm beſchränkt confeſſionellen Stanppunkte für unvereinbar mit unſerer 
Unterthanenpflicht halten. Wir haben keine Steuern verweigert und geſagt: 
Dieſem Miniſterium keinen Groſchen“; eine Aeußerung, die von dem Abg. 
Braun als parlamentariſcher Mythus bezeichnet wurde. Aber er mag nur 
die ſtenographiſchen Berichte vom 18, 27. und 28. Februar 1863 nachleſen, 
dort wird er die ganze Wahrheit nebſt den Namen finden. Wir haben 
keinen Nationalverein gegründet mit der Aufgabe, die Verfaſſung des Bun⸗ 
Bas) geſetzlichem Wege zu ſtürzen. (Sehr wahr! im Centrum. Heiterkeit 
inks. 


Von einem Kampfe febe ich gar nichts, ich ſehe nur eine allſeitige Unter⸗ 
drückung der Kirche und ihrer Intereſſen durch eine mit allen Mitteln der 
äußeren Gewalt ausgerüſtete Staatsregierung. (Zuſtimmung im Centrum.) 
Als Veraulaſſung zu ſeinen Maßnahmen hat der Herr Cultusminiſter nichts 
angeführt; er hat einfach auf die Worte des vormaligen Minilterpráfivenien 
in der letzten Seſſion verwieſen. In dieſen Worten habe ich nichts 
Derartiges gefunden. Der Miniſter⸗Präſident hat nur geſagt, er habe eine 
Wahlagitation katholiſcherſeits und die Bildung einer confeſſionellen Partei 
gefunden; das ſei eine Mobilmachung gegen das Reich; die Aufnahme eines 

ewiſſen hannöverſchen Mitgliedes fet eine Kriegserklärung. Das betreffende 

kiigſied erklärte austreten zu wollen, wenn damit der Kriegszustand be: 
ſeitigt wer den könne. Es erfolgte keine Antwort darauf. Ich habe die 
Meinung, daß eine ſolche Wahlagitation, die allerdings ftatigefunven hat, 
nicht gegen den Staat in Scene geſetzt fein konnte, daß fie aber noth⸗ 
wendig war zur Aufrechterhaliung unterer Rechte in der Kloſterfrage. 
Meine Herren! Gegen die hier gebildete Fraction iſt vom Miniſtertiſche 
kein Wort laut geworden. Ueber den materiellen Inhalt ver beiden erſten 
Geſetzentwürfe bin ich außer Stande, umfaſſende Erörterungen abzugeben, 
weil die Friſt zu kurz war, um ſich genügend darauf vorzubereiten. Ich 
beſchränke mich darauf, den beiden Vorlagen Einiges entgegenzuhalten aus 
der älteren beſſeren Zeit was vielleicht auch heute noch ein Echo findet. 
pee Redner geht darauf in eingehendſter Weiſe — fein Vortrag dauert faft 
2 Stunden — auf die Entſtehung und Bedeutung der den Rechiszuſtand der 
katholiſchen Kirche begründenden Art. IS und 18 der Verfaſſung ein und 
führt namentlich aus, daß nach einer pofitiben Erklärung Ladenberg's unter 
Anerkennung der ſpäteren Reviſionskammern die jura circa sacra aufge⸗ 
192 70 Im und nur durch eine Verfaſſungsänderung wiederhergeſtellt wer: 
en könnten. : 

In der Conflictszeit fet der Wortlaut der Verfaſſung in derſelben Weiſe 
von der Krone in Anſpruch genommen, wie es jetzt Seitens des Centrums 
geſchehe und das mit Recht, weil die Verfaſſung das Werk eines Co mpro⸗ 


miſſes war, geſchloſſen zu dem Zweck, um die von der Revolution binter⸗ 


laſſenen Streitfragen zum Abſchluß zu bringen. (Dann fährt er fort:) 
M. H., wir ſtehen auf dem Punkie die Verfaſſungsurkunde abzuändern. 
Der Herr Miniſter iſt der Meinung, daß es genügend ſei, eine zweimalige 
Leſung vorzunehmen, um dem Art. 107 der Verfaſſung Genüge zu thun. 
Aber es iſt nun noch die Frage, ſollen die beiden Geſetzentwürfe in die 
Berfaſſung einfach hineingelegt werden, oder ſoll dieſe ſelbſt und in welcher 
Weile modificirt werden? Von alledem iſt gar keine Rede. Die Geſetzent⸗ 
würfe ſollen votirt werden, ohne daß die Verfaſſungsurkunde vorher perän⸗ 
dert wird. Die Frage wegen Behandlung von Geſetzentwürfen, welche mit 
der Verfaſſung in Widerſpruch ſtehen, iſt vielfach Gegenſtand der Erörterung 
geweſen. Um die Sache etwas klar zu ſtellen, will ich einen Paſſus aus 
dem „Staatsrecht“ des Herrn v. Rönne vorleſen. Er ſagt, es gebe ver⸗ 
ſchiedene Arten bei der Behandlung vieſer Frage; man könne erſt die Ver⸗ 
faſſungsänderung durch alle drei Facloren der Geſetzgebung annehmen 
laſſen und dann ein Specialgeſetz bekalhen; oder erſt das Specialgeſetz an⸗ 
nehmen laſſen und dann eine Redaction des betreffenden Paſſus der Ver: 
faſſung berathen und beſchließen. Die Praxis geſtaltet ſich gewöhnlich va⸗ 
hin, daß man bei der Berathung eines Geſetzes in Erwägung ziehe, ob in 
demſelben eine Verfaſſungsänderung enthalten ſei oder nicht, und dann erſt 
die Verfaſſung ändert. Der Miniſter hat auf einen Präcedenzfall verwieſen, 
indem er ſagt, die Verfaſſung des norddeutſchen Bundes ſei angenommen, 
obgleich ſie in einigen Punkten den Artikeln der preußiſchen Verfaſſung 
widerſprach. Aber es iſt doch etwas Anderes, wenn die Verfaſſung des 
Bundes mit der Particularperfaſſung in Widerſpruch ſteht, als wenn eine 
Landesverfaſſung mit den Beſtimmungen eines SELLER nicht über⸗ 
einſtimmt. Wenn man dieſen Standpunkt feſthält bleibt nichts übrig als 
nach den Anſchauungen des Hereu v. Rönne erſt zu fragen, welche Ber: 
faſſungsänderung für nöthig gehalten wird, um dieſes oder jenes Reſultat 
herbeiführen zu können. Sonſt könnte vielleicht einmal der Spieß umge⸗ 
dreht, und ein Geſetz in zweimaliger Leſung behandelt werden, welches 
nicht blos eine Verfaſſungkänderung mit ſich führt, ſondern ein Grundrecht 
in vollem Sinne des Wortes aufhebt. (Beifall im Centrum.) 

Abg., v. Bennigſen für die Vorlage: Der Vorredner bat in feiner 
mehr als zweiſtündigen Rede von dem Recht der Rede zur General⸗Dis⸗ 
cuſſion den ausgedehnteſten Gebrauch gemacht, der mir vorgekommen iit, 
ohne irgend eine ſachliche Bemerkung zu dem Geſetzentwurf zu machen, der 
heute zur erſten Leſung ſteht. Er behauptet, daß bie Mehrheit dieſes Hauſes 
die kirchlichen Geſetze gewiſſermaßen mit Ueberſtürzung heute ſchon zur Dis⸗ 
euffion geſtellt habe und daß es ihm und feinen Freunden nicht möglich ge: 
weſen fet, fic) auf eine allgemeine Discuſſion vorzubereiten. Aber wir 
wiſſen von ihm und haben es auch beute wieder erfahren; daß er auf dem 
Gebiete der kirchlichen Dinge, der Verhältniſſe des Staates zur Kirche ſo 
vorbereitet iſt, daß er einer neuen Vorbereitung zu allen einzelnen Punkten 
ſchwerlich bedürfen wird. Schließlich iſt er auf das formelle Verhältniß der 
kirchlichen Vorlagen zur Staatsverfaſſung gekommen und hat behauptet, daß 
die zur Berathung ſtehende Aenderungen der Verfaſſung enthält, daß ſie 
deshalb in dieſer Form auf Grund unſerer Verfaſſung überhaupt nicht be⸗ 
rathen werden dürfte, daß vielmehr die nothwendige Aenderung der be⸗ 
treffenden $S der Verfaſſung vorausgehen müſſe und dann exit dies Geles 
und auch die andern in Bergthung genommen werden dürften. Er hat ſich 
für dieſe feine juriſtiſche Auffaſſung auf die Autorität meines Freundes 
b. Rinne berufen. So ſehr ich fte anerkenne, fo ijt mir doch die der Staats⸗ 
regierung und des Landtags noch größer. In dieſer Hinſicht waltet kein 
Zweifel ob, daß einmal bei dem Geſetz, durch welches das Wahlrecht zum 
Abgeordnetenhauſe ausgedehnt iſt auf die neuerworbenen Provinzen, nicht 
border die Verfaſſung geändert worden ijt, um dies Geſetz zu ermöglichen, 
ſondern gleichzeitig mit dem Geſetz und Herr Reichenſperger hat damals 
keine Bedenken dagegen geltend gemacht. Wenn er ſich weiter vergeblich 
bemüht hat, das andere noch viel wichtigere Prazedens zu befeitigen, nämli 
die Annahme der norddeutſchen Bundesverfaſſung, bevor die preußiſche 
Landesverfaſſung im Einzelnen geändert war, ſo bat dieſe Deduction für 
den Juriſten durchaus keinen Halt. 


| in dem 


verbündeten Regierungen es für angemeſſen hält; aber ſo lange die nord⸗ 
deutſche Bundesverfaſſung nicht eingeführt war, da war ſie kein geltendes 
preußiſches Recht und nur durch Beſchluß auf Grund der Reform der 
preußiſchen Verfaſſung war es möglich, das Princip, wie es jetzt vorhanden 
ift, einzuführen, und nur auf dieſem Wege wurde es exit geltendes Recht in 
Preußen. Es war alſo eine Verfaſſungsänderung nothwendig, und nachdem 
ſie eingetreten, war das Recht des norddeutſchen Bundes Theil unſerer 
preußiſchen Verfaſſung, die es in den weſentlichſten Punkten veränderte. 
Bei der Annahme der Verfaſſung des norddeutſchen Bundes war man ſogar 
noch weiter gegangen, indem man weder vorher noch nachher eine Wende 
rung der Verfaſſüngsparagraphen im Einzelnen, oder, was ziemlich auf 
daſſelbe hinausgekommen wäre, eine vollſtändige Aa der Ver⸗ 
faſſung für nothwendig gehalten hat. Dieſe Beſtimmungen heſtehen gee 
wiſſermaßen nebeneinander, fo daß das, was in der Bundesverfaſſung deko⸗ 
girend iſt, implicite in der preußiſchen Verfaſſung geändert it und fie bes 
ſeitigt. Nun nehme ich keinen Anſtand, in Uebereinſtimmung mit meinen 
Freunden anzuerkennen, daß durch einzelne Beſtimmungen der vorgelegten 
kirchlichen Geſetze Veränderungen der preußiſchen Verfaſſung herbeigeführt 
werden, und wünſche auch, um darüber gar keinen Zweifel zu laſſen, daß 


ſprechen wollen — daß die Religionsgeſellſchaften den Staatsgeſetzen unter⸗ 
worfen bleiben und daß das unberäußerliche Aufſichts⸗ und Schußrecht des 
des Staates über die Kirchengewalt und die Kirchengenoſſen ſtehen geblieb en | 
ijt trotz des Art. 15. Ueber das Verhällniß bat uns der Vorredner eine 
längere Auseinanderſetzung gegeben, welcher ich bedauere widerſprechen zu 
müſſen. Ich erkenne nicht an, daß Miniſter von Ladenberg hat ausſprechen 
und anerkennen wollen, daß jenes Recht des Staates, das jus circa sacra, 
das Aufſichtsrecht des Staates durch Art. 15 der Verfaſſung aufgehoben fet. 
ch habe hier das Staatsrecht von Rinne; Cap. 139 handelt von dem 
Verbällniß zwiſchen Staat und Kirche und ſpeciell von Art. 15. In einer 
Anmerkung ¡ft folgende Erläuterung Ladenbergs zu dieſem Artikel anges 
führt: „daß künflig eine poſitive Theilnahme von Seiten der Staatsregle⸗ 
rung an den inneren Angelegenheiten und der Vermögeunsverwaltung der 
Religionsgeſellſchaften richt, mehr ſtattfinden, ſondern nur das negative 
Auſſichtsrecht über die Religionsgeſellſchaften fortbeſtehen folle.” Und dann 
wird wörtlich hinzugefügt: „daß die nähere Regulirung der Verhältniſſe auf der 
Grundlage dieſes allgemeinen Princips auf geordnetem Wege erfolgen ſolle.“ 
Das iſt etwas durchaus anderes, als der Vorredner geſagt hat. Bei 
der Bedeutung, welche die Kirche für jede Staatsregierung in Anſpruch neh⸗ 
men wird, war es natürlich angemeſſen, über dieſe Regulizung fic) zunächſt 
mit denjenigen Perſonen in Verbindung zu ſetzen, welche in der Kirche die 
Kirchengewalt führen — das fino die Biſchöfe — und das iſt damals auch 
geſchehen. — Dieſer Verſuch iſt ein vergeblicher geweſen; die Biſchöfe haben 
vielfach erklärt: „Art. 15. bedarf keiner Ausführung; wir haben damit das 
ganze natürliche Recht der Kirche wieder.“ Wenn damals die Regierung 
der katholiſchen Kirche gegenüber felbſthewußter geweſen wäre, wenn man 
damals nicht durch vielfache, andere e von dieſem Gebiete abgezogen 
wäre, dann würde man es mit dieſem Verſuch nicht haben ſo ſtill auf ſich 
beruhen laſſen. Ich behaupte — und ich glaube, der Verlauf der letzten 
25 Jahre hat es bewieſen, daß der Staat damals Rechte aufgegeben hat, 
fei es ausdrücklich, fet es ſtillſchweigend, auf die keine woblgegriinvete Re⸗ 
gierung verzichten kann (Sehr wahr!), will ſie nicht ihre nolhwendige Auto⸗ 
rität über die Rechte und Freiheit der Staatsbürger den Obern einer Reli⸗ 
Pee une d ausliefern. Freilich wenn der Staat ſein Recht in An⸗ 
prud) nimmt, hören wir eier, wie ja auch beim Vorredner, ven allgemeinen 
Ruf: die Kirche iſt in Gefahr, die Religion iſt in Gefahr! Um was handelt 
es ſich denn eigentlich? Was will denn dies Geſetz? Es nimmt für den 
Staat in Anſpruch, daß nur eine ſolche Perſönlichkeit ein geistliches Amt 
erhalten darf, welche einmal das deutſche Indigenat genießt und welche 
weiter die nöthige wiſſenſchaftliche Bildung erhalten hat. Der Staat bean: 
ſprucht das Recht, dieſe beiden Vorausſetzungen zu unterſuchen; er beanſprucht, 
die Erziehungsauſtalten zu controliren und die für das Staatsintereſſe ev 
forderliche Prüfung der wiſſenſchaftlichen Bildung — wohl gemerkt der all- 
gemeinen, wiſſenſchaftiichen Bildung — nicht der religibs⸗iheologiſchen — 
durch eigene Organe vernehmen zu laſſen. Ferner beanſprucht der Staat 
daß die Kirche nicht mißbräuchlich Jahre lang einzelne Stellen nur auf 
Widerruf beſetzen fol, daß die Kirche mindeſteus nach Jahresfriſt die Stel? 
len an vie Pfarrgeiſtlichkeit u. ſ. w. dauernd verleiht. 


: vie N zu 
erheben, und wenn dieſe trotzdem mit der Ernennung vorgehen, dieſelbe un⸗ 
giltig zu machen. Das tft im Weſentlichen der Inhalt der Vorlage. Anz 
geſichts der Vorgänge des letzten Menſchenalters denkt man zunächſt viel? 
leicht: das ſind ja ganz ungeheure Dinge; dieſe Rechte haben dem Slaat ja 
nie gehört. Wenn man die Sache aber näher anſieht, wenn man ſie prüft 
an der Hand ber Geſetzgebung anderer Staaten, wo bleibt das Auffallende, 
das Unerhörte? Die Beſtimmungen in viel weiterer Ausdehnung waren 3 
geltendes preußiſches Recht im Landrecht; fie find es noch heute in Baiern, 
Württemberg und Baden. Wenn die Dinge fo find und wir nun unſere 
Erfahrungen ſeit 1848 durchmeſſen, ſo kann man doch wohl fragen: iſt nicht 
endlich der Zeitpunkt gekommen, in dem man einmal wieder rebidirt, wass 
damals geſchehen iſt, und in dem man wieder gut zu machen ſucht, was 
damals bon der Regierung geſchehen, und was berjäumt iſt. (Hört! hort!) — 
Verfaſſungs⸗Aenderungen follen ja allerdings nur porſichtig vorgenommen 
werden; auch wir wünſchen eine febr ſorgfältige Durchberathung und werden 
deshalb dafür ſtimmen, die Vorlage einer Commiſſion zu überweiſen, aber 
ich meine, das Bedürfniß zu dieſer Aenderung iſt durch die letzten 25, ſpe⸗ 
ciell die letzten 4—5 Jahre erwieſen. (Sehr wahr! links.) Ob der Verſuch, 
den Preußen 1848 machte, das Verhältniß zwiſchen Kirche und Staat zu 
regeln, ein richtiger war, dafür konnte man damals nur theoretiſche Gründe 
haben; nur die Erfahrung konnte es lehren, ob man mit dieſer Art der 
Regelung des Verhältniſſes des Staates nicht eben die Ordnung zum nahe 
haltigen Schaden des Staats und auch nicht einmal zum wirklichen Vorthell 
ns bre 1848 195 e BE 
Damals im Jahre war doch das Intereſſe weſemlich auf anderen 
Gebieten lebendig, es handelte ſich um die erſten Verſuche des nationalen 
Staatsgebäudes, die erſten A Formen für eine conſtitutionelle Berfaf= 
ſung zu finden. Dieſe Beſtrebungen beherrſchten das allgemeine Intereſſe 
Grade, daß man die Aufmerkſamkeit nicht hatte für die anderen 
Fragen, vie nicht unmittelbar kritiſch und dinglich erſchienen und ſich hat 
verleiten laſſen, Jenen freies Spiel zu laſſen, die allein unter allen Pare 
teien klar und bewußt von Anfang bis zu Ende dieſe Sache behandelt 
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Vaticauum zu Tage tritt, wird verlangt, daß das Verhältniß zwiſchen Staat 
und Kirche ſo zu ordnen iſt, daß die Kirche über die Grenzen ihrer Rechte 
und Pflichten ſich ſelbſt die Entſcheidung vorbehält, als einen Theil der 
göttlichen Miſſion. Das haben wir erlebt, und es iſt nicht nöthig, Einzel⸗ 
heiten noch anzuführen. Sie werden Alles beſtreiten oder zu beſchönigen 
berſuchen; trotzdem iſt es klar, das Recht des Staates wird zu unumwunden 
bekämpft. Der Staat muß, das betonen auch wir, die Selbſtſtändigkeit der 

Kirche in allen ihren inneren Angelegenheiten abſolut intakt laſſen. Und 

in dieſem Geſetze iſt auch nichts enthalten, was die Kirche und namentlich 

die katholiſche, hindert auf ihrem eigenen inneren Gebiete das reiche Leben 

a entfalten, welches ihr von der Vorſehung gegeben it. Weder das 

Dogma, noch das Symbolum, noch vie Liturgie, noch der Cultus iſt irgend 

berührt. Aber in dem Momente, wo die römiſche Curie dieſe alten 

Satzungen des eh Rechts herausgekehrt und zur Geltung gebracht 
hat, und wo die katholiſchen Biſchöſe und die Partei, die ihnen folgt, ſich 

dieſer Anſchauung unterworfen haben, waren gegenüber dem Staate ganz 

andere Beſugniſſe der Kirche in Anſpruch genommen, als daß ſie ſich frei⸗ 
halten will bon Einwirkungen auf ihre inneren Gebiete. 

„Die Kirche beanſprucht jetzt, daß das Verhältniß, das nun einmal that: 
ſächlich beſteht und in einer großen Zahl von Rechtsinſtituten hiſtoriſch fic) 
entwickelt bat, von ihrem Belieben abhänge, daß die Kirche allein zu ent⸗ 

ſcheiden habe, welche Satzungen ſie anerkennen wolle oder nicht. Sie be⸗ 

ſtreitet dem Staat das Recht, die Grenzregulirung zwiſchen Staat und Kirche 

. une in den verfaſſungsmäßigen Farmen einer Geſetzgebung und Ver⸗ 


> 


Dien Staat möchte ich ſehen, welcher derartiges ertragen kann und richte die 


tung des Cultusminifteriums, gegenwärtig die Führer der katholiſchen Kirche 
in Deutſchland befriedigen, daß regelmäßige Verhältniſſe herbeigeführt wor⸗ 
Deen ſeien zwiſchen den ihrer Kirche angehörigen Geistlichen und der übrigen 
Bevölkerung eines Laudes, welches auf den Frieden der Confeſſionen fo ar: 
gewieſen iſt, wie das deutſche Vaterland mit feinen Millionen katholiſcher 
und epangeliſcher Bevölkerung und der Rückerinnerung an die furchtbaren 
Kämpfe beider Genoſſenſchaften. 
Aͤkbñer iſt denn eine berartige Befriedigung eingetreten? Ich appellire an 
die Erfahrung derjenigen meiner Freunde, welche in Bezirken mit gemiſch⸗ 
tber Bepölkerung wohnen, es iſt von Intereſſe zu bemerken, daß das freie 
Gewährenlaſſen der Oberen der katholiſchen Kirche dahin geführt hat, nicht 
kur die katholiſche Kirche immer feſter abzuſchließen, ſondern auch in Gee 
enfab zu bringen mit der evangeliſchen Bevölkerung. — Was nun die po⸗ 
litiſchen Seitenblicke betrifft, die der Herr Vorrebner gemacht hat auf die 
Socialiſten, auf die Solidarität der conſervot ven Intereſſen binſichtlich der 
armen, gedrückten und ſchwachen Kirche, die mit Gewalt gekuebelt und ex: 
mordet werden fol — fo werden Sie es mir ſchenken, darauf einzugehen. 
Aber man muß die Sache nicht übertreiben, hier iſt vor Allem Maß zu 
halten nothwendig. Die ecclesia militans, die Staaten geſtürzt, und Ne 
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bhinſtellen? thun fo, als ob die Regierung zu allen Zeiten auf Ihren 
Gehorſam hätte rechnen können, als ob die Unterſtützung, die Sie der Re⸗ 
= ang gewähren, allein dazu dienen köunte, die großen Gefahren zu be: 
ſtehen, die ja eine Culturgeſellſchaft wie die curopäiſche jederzeit in ihrem 
> Schooße trägt, wo alle revolutionären Bewegungen zum Ausbruch gelangen 
TLuüͤnnen, wo der Gegenſatz ven Arbeitern und Beſitzenden fo ſtark geworden 
it, da glauben Sie, daß Ihre Dienſte die einzigen ſeien, die der Regierung 
das Vertrauen einflößen können, daß Iznen ein ſolches Vertrauen gegeben 
werden kann? Wer weiß bern nicht aus der Geſchichte Ihrer Kirche, d. h. 


haben ganz daſſelbe Intereſſe, wie Sie haben oder haben ſollten, daß das 
geiſtliche Amt nicht in den Schmutz heruntergezogen wird, und die Gefahr 


gelxeten. Ich will hier auf die Bedeutung des Syllabus, ver Encyelica und 
des Concils für den Staat nicht eingehen, aber unzweifelhaft haben dieſe 
Dinge den Gegenſatz zwiſchen Regierung und clericaler Partei verſchärſt. 
15 Allerdings war die Entwickelung der Dinge ſeit 1848 einer ſolchen Ueber⸗ 
macht der katholiſchen Kirche günftig: zunächſt war das Intereſſe an der 
Kirche durch das politiſche abſorbirt; ſpäter als die Verſuche der nationalen 
Geſtaltung geſcheitert waren, als die Entwickelung in Preußen ſtockte und 
ſchließlich in einen Conflict auslief, da war das Intereſſe nicht nur ge: 
ſchwunden, ſondern unter der Gunſt der eingetretenen Ermüdung konnte ſich 
die Kirchenpartei frei bewegen, ohne von der Regierung, der Landesvertre⸗ 
tung oder von der Nation behindert zu werden. ; 

Geſtaltung der deutſchen 


— 


Aber von dem Moment an, wo die Verſuche der 

Nalion in dem nationalen Staat mit Ausſicht auf Erſolg wieder anfge⸗ 

nommen und endlich ſiegreich durchgeführt wurden, als das Volk ſich im 

Kampf gegen Oeſterreich und Frankreich bewährt, und die wichtige Stellung 

in Preußen wieder verſchafft hatte, als es ihm gelungen war den Verfaſſungs⸗ 

conflict zu beendigen und die geſunden Kräfte der Nation zu gemeinſamer 
Arbeit für das Wohl des Vaterlandes in Verwaltung und Geſetzgebung 


heranzuziehen, da mußte fic der klugen Führer der clericalen Partei das 
Bewußtſein bemächtigen, daß fte auf dem alten Wege nicht weiter kommen 
Lonnten und fie ſchloſſen ſich in dem Moment, wo die glückliche Geſtaltung 
der Dinge in Deutſchland ſich zu befeſtigen anfing, mit richtigem Inſtinct 
zu einer kirchlich⸗politiſchen Partei zuſammen. (Widerſpruch im Centrum.) 
BER Seen den Namen beitreiten oder nicht, das ijt ganz gleichgültig: die 
Thatſache bleibt beſtehen, daß Sie alle die Bewegung, die für die Nation 
ſo glücklich abſchloß, berfolgt haben und ihr hindernd und feindlich entgegen- 
2 91 5 7 ſind. Einzelne Ausnahmen, wie ich ſie in der Perſon des Herrn 
Veorredners ehrend anerkenne, entſcheiden dabei nicht; die Haltung der Partei 
im Ganzen hat die Nation auf dieſem Wege geſtört, ſie hat ſie bekämpft und 
Be poe fo lange es möglich war und das im Bunde mit allen reichsfeind⸗ 
lichen Elementen Süddeutſchlands. (Sehr wahr! links.) 
y Wenn nun jetzt die Zeit gekommen iſt, die Aufgaben, bie 1848 nicht 
glücklich gelöſt oder freiwillig und durch Verſäumniß liegen geblieben ſind, 
wieder aufzunehmen, nämlich die richtige Regelung des Verhältniſſes zwi⸗ 
ſchen Staat und Kirche unter Anerkennung der außerordentlichen Bedeutung, 
welche die Kirche in dem Bewußtſein der Menſchen unter allen Umſtänden 
haben muß, wenn man 111 Aufgabe jetzt wieder als eine zu erfüllende für 
die deutſche Nation glaubt binſtellen zu können, fo iſt fi) gewiß Jeder von 
uns — und diejenigen Männer aus der Regierung, die ſich dieſer ſchwieri⸗ 
gen und gefährlichen, in ihren Anfängen gewiß nicht dankbaren Aufgabe 
Aͤlnterziehen, am meiſten — bewußt, wie groß die Aufgabe tft und auch, 
welche Gefahren ihre Durchführung mit ſich bringt. Ja, ich gehe noch 
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weiter: der Verfud, durch eine zuſammenhängende, ſyſtematiſche Gefebge: 
bung dieſe Verhältniſſe zu regeln, ¡ft nachhaltig und mit Erfolg noch bei 
keiner Nation 
2 ſcheidungen ge 
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ee worden. Man hat im Einzelnen wohl glückliche Ent⸗ 
offen, aber einen dauernden Frieden zwiſchen den Confeſſio⸗ 
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bolutionen geführt hat, wollen Sie als zu allen Zeiten ſchwach und gedrückt 3 


€ 
eſtürzt, daß die Regierungen offen oder durch Intriguen, die int viel wirk⸗ | mir ſogleich die Frage vor, ob ich auch fü 
et ind, als offener Kampf, beſeitigt oder erhalten haben, wie es ihnen ſtehen können. Heute verneine ich dieſelbe. Nich 


und Kirche noch nirgends geſchaffen oder auch nur zu 
ſchaffen verſucht. Vor dieſe Aufgabe find wir jetzt geſtellt und ich bin mir 
ſehr wohl bewußt, daß es keine Aufgabe eines einzelnen Jahres ijt; ſelbſt 
die theoretiſche Regelung des Verhällniſſes in zuſammenhängenden Geſetzen 
wird kaum einer einzelnen Seſſion gelingen; dazu ſind die Dinge zu ver⸗ 
wickelt. Auch wird ein großer Theil dieſer Geſetze, wie das vorliegende, 
ſeine Wirkung nicht im Augenblick üben: erſt mit der Zeit wird es gelin⸗ 
gen, mit Hilfe dieſes Geſetzes Lehrer und Prieſter des Volkes zu erziehen, 
die ihrem nationalen Berufe gewachſen find. Erſt nach und nach wird ein 
anderes Geſchlecht von Prieſtern heranwachſen, das ſich für wirklich chriſt⸗ 
liche Erzieder des Volkes hält und nicht für Erzieher einer hierarchiſch⸗cleri⸗ 
calen Partei. (Gelächter im Centrum.) ; a 
Die Aufgabe, die wir zu erfüllen haben, ¡ft aber doch auch nicht ohne 
Ausſicht auf Erfolg. Wir ſind doch endlich auf den Standpunkt gekommen, 
daß im Grunde doch faſt alle Parteien, die klerikale Partei nehme ich aus, er⸗ 
kannt haben, daß es etwas höheres giebt, als die conſequente Durchſührung 
des Parteiintereſſes. Alle politiſchen Parteien haben ſich an den Gedanken 
gewöhnt und ihn bethätigt in den großen, ſchwierigen Geſetzgebungen, die in 
anderen Zeiten unmöglich erſchienen, daß das Zuſammenpirken der ber: 
ſchiedenſten volitiſchen Strömmnngen im Dienſte des Vaterlandes nöthig it, 
wenn man Kräfte freimachen und nicht binden will. Wenn das möglich iſt, 
wenn die Parteien, die jetzt ſchon auf dem Gebiete der Geſetzgehung fo 
Großes, Gemeinſchaftliches geleiſtet haben, zuſammenſtehen, ja, wenn auch 
nur der feſte Entſchluß Har t 
Kampf zu führen, dann iſt er ſchon entſchieven. Und wir haben ben Be- 
ruf zu dieſer Entſcheidung vor allen anderen Nationen. Keine andere bat 
einen ſolchen Gegenſatz der religiöfen und kirchlichen Parteien und Intereſſen 
gehabt und trotz aller reiigiöſen Kämpfe ertragen können, wie die 
deutſche. Jede andere wäre an dieſen fürchterlichen Gegenſätzen 
und Kämpfen längſt zu Grunde gegangen. ‚Die deutſche Nation iſt ihrer 
Natur nach fo reich angelegt, daß fte derartige Gegenſätze ertrogen kaun; 
ſie pereinigt ſich in jene ernite Wiſſenſchaft, die vor keiner Aufgabe zurück⸗ 
zuſchrecken braucht, mit einer noch ungebrochenen, einfachen Frömmigkeit, 
mit einem chriſtlichen Sinn großer Maſſen, wie er kaum in irgend einer 
anderen Nation in dem Maße vorhanden iſt. Da können wir wohl mit 
ER auf den Ausgang dieſes großen Kampfes ſehen, wenn wir Die 
uſtände von jetzt vergleichen mit den viel ungünſtigeren Zuſtänden im 
Mittelalter, wo der Kampf ſchon einmal geführt ift, und wo damals 
Kaiſer und Reich über dieſen Kampf zuſammenbrachen. Damals waren 
die deutſchen Grenzen flüſſig, Eroberungs⸗ und Vertheidignugs⸗Kriege 
wurden geführt von jeder Regierung während der ſchwierigſten Kämpfe der 
Kaiſer mit Rom. 
Stämme ⸗ und 


Dieſelhen fino um jo größer für mich, als ich eingeſtehe, daß die Regierung 
im beſten Glauben handelt. Es werden uns wieder einmal gewiſſe Schreck⸗ 
bilder vorgeführt. Die Rolle, welche nach den Freiheitskriegen die Dema⸗ 
gogen, welche nach 1848 die Revolutionäre ſpielten, wird jetzt den Ultra⸗ 
montanen, den Schwarzen zugetheilt. um uns zuzumuthen, von den Grund: 
rechten der Verfaſſung abzuweichen. Von der gegueriſchen Seite wird uns 
das rothe Geſpenſt vorgeführt, um uns von dem Beſtreben der Entchriſt⸗ 
lichung des Staates abzuhalten. Ich mein rſeiks denke nicht fo klein von 
der Religion, um fie als Bändigungsmittel der rohen Maſſen aufzufaſſen. 
Glücklicher Weile beſitzt auch der Staat genug ethiſche und Cultur⸗Momente, 
um feine Miſſion ohne bie Stütze der Kirche zu erfüllen. Der Abg. Rei⸗ 
chenſperger hat letztere mit einer wehrloſen Frau verglichen, für welche der 
Staat ih nunmehr als ur akbarer Sohn erweiſe. 

Es ijt aber vas Schi Laller Mütter, ihre Söhne heranwachſen und 
ſich emancipiren zu ſehen. Schon v. Bennigſen bat zur Evidenz nachge⸗ 
wieſen, daß es unzuläſſig iſt, die Verfaſſung durch ein Specialgeſetz zu 
ändern. Ich gebe daber auf dieſen Punkt nicht weiter ein. Es wird die 
Aufgabe des Hauſes ſein, eine Formulirung zu finden, welche der vorge⸗ 
ſchlagenen Verfaſſungs⸗Aenderung Ausdruck giebt. Indem ich mich zur 
Sache ſekpſt wende, rage ich mich, gab es kein anderes Mittel, aus dem 
gegenwärtigen Conflict berauszulommen, als Abänderung der Verfaſſung? 
Das iſt mir nicht nachgewieſen. Wenn man in zwanzigjähriger Mißregte⸗ 
rung verſäumt hat, die Grenzen zwiſchen Staat und Kirche feſtzuſtellen, 
dann beweiſt das od) nichts gegen die Verfaſſung. Man hat auch die 
herrſchenden Uebelſtände vielfach übertrieben. Worum handelt es ſich deun? 
Um die Bildung der Centrumspartei, um ihren fletigen Zuwachs und Ein⸗ 
Kup, um die Behauptung, man müfe den geiltüihen Geſezen mehr als den 
weltlichen gehorchen. Durch dieſes kleine Häuflein von Männern (auf das 
Centrum deutend) foll das Reich geſtürtt werden? Ich habe keinen Anhalt 
zu dieſer Annahme (Zuſtimmung und Beifall im Centrum). Herr v. Ben⸗ 
nigſen hat die Urſprungsgeſchichte unſerer Verfaſſungsbeſtimmungen fo dar: 
zuſtellen geſucht, als ſeien die damaligen Mitglieder des Landtages durch 
einige ſehr ſchlaue Männer zu ihrer Annahme verleitet worden. Obwohl 
ich damals noch nicht Volksvertreter war, kann ich doch im Gegenſatz dazu 
perſichern, daß dieſe Artikel mit fer bewußter Ahſicht formulirt wurden. 
(Buftimmung im Centrum.) Unbedingt kann ich bei dieſer Vorlage nur für 
das eintreten, was in ihrem § 14 über die Erziehung der Jugend beſtimmt 
ijt, indem ich dem Staate das ausſchließliche Recht zuerkenne, zu verhinvern, 
daß Kinder einſeitig zu einem beſtimmlen Berufe erzogen werden. (Ruf im 
Centrum: Cadettenhäuſer!) 

Sie greifen mir vor. Ich wollte eben ſagen, daß ich mich bei Berathung 
des Reichsbubgets dieſer Beſtimmung eritznern werde und daß ich mir ent⸗ 
ſprechende Anträge hinſichtlich der Kadettenhäuſer vorbehalle. Der Staal 
glaubt ferner bon dem Geiftiichen einen heſtimmten Bildungsgrad fordern 
zu dürfen. Wenn nun ein ungebildeter Meaſch mehr nach dem Geſchmack 
einer beſtimmten Religiansgeſellſchaft it, als ein wiſſenſchaftlich gebildeter 
Geiſtlicher, fo iſt das ihre Sache. Ich glaube, daß der Staat nichts bawi: 
ver haben darf. (Sehr gut! im Centrum.) Am meisten frappiren mich die 
Beſtimmungen über die Anſtellung, Verſetzung und Beförderung der Geift- 
lichen. Hierzu fol der Oberpräſident ein Widerſpruchsrecht und der Miniſter 
die Eutſcheidung haben. Man will dem Staate das Recht ſichern, Perſonen 
fern zu halten, die nach ver bürgerlichen oder politiſchen Seite Auſtoß erre⸗ 
gen. Ich glaube, wir haben mit der Beſtätigung der Bürgermeifter und 
Stadträtde trübe Erfahrungen genug gemacht, um die Machtbefugniß des 
Staates auf dieſem Gebiete zu erweitern. (Zuſtimmung.) Wenn ich 
auch das Vertrauen zu dem gegenwärtigen Miniſter habe, daß er bas Ber 
ſtäſigungsrecht nicht mißbrauchen wird; aber wer garantirt mir, wie lange 
er am Ruder bleiben wird. : 
bürgerlichen oder politiſchen Seile hin!? heißt das zum Centrum gehören 
oder ein Mitglied des Centrums gewählt haben? (Sehr gut im Centrum.) 

Ich könnte noch mehr bedenkliche Einzelheiten herborheben, beſchränke mich 


haben. Nach dem Grundſatze, der nun jetzt in Syllabus, a und] nen, zwiſchen Staat 


klar ijt, mit der Regierung gemeinſchaftlich ben | f 


Was heißt ferner, Anſtoß geben nach der 


indeſſen auf einen Punkt: die Vorlage führt nicht zu der 
der Fortſchrittspartei von 1861 verlangten Trennung von 
ſie entfernt uns i von dieſem Ziele. 1 13 
über die bürgerliche en nicht vorgelegt? Ich zweifele, daß ez 
noch in dieſer Seſſion, daß es überhaupt eingebracht werden wird. (Zuſtim⸗ 
mung.) Die Miniſter glauben, wenn wir ihnen dieſe Geſetze gegeben, der 
Trennung zwiſchen Staat und Kirche nicht mehr zu bedürfen. Doch 


mannes von der freien Kirche im freien Staate verwirklicht werden, ich 


für Meppen amerikaniſche Verhältniſſe; die Kirche ſoll von allen ihren Pri⸗ 


bilegien entkleidet werden, aber dafür volle Selbſtſtändigkeit erhalten. Wer 


endlich ein warmes Herz für die Selbſtſtändigkeit der evangeliſche Kirche 
hat, darf aus denſelben Gründen dieſem Geſetze nicht zuſtimmen. Auch 


evanaeliihe Geiſtliche können nach der bürgerlichen und politiſchen ala 
weck 
oliſche Geiſt⸗ 


hin Anſtoß erregen. Ich fürchte bei alledem, daß das Geſetz 
nicht erreichen wird; es wird uns keine nationalgeſinnte kat 


sence 
lichkeit ſchaffen. Es wird im Gegentheil dazu beitragen, das Gefühl der 


liſchen Kreiſen zu ſtärken. (Sehr wahr! im Centrum.) Daher liegt die 
Vorlage weder im Intereſſe des Volkes noch in dem der Regierung. (Bei⸗ 
all im Centrum.) 

Abg. Graf von Limburg⸗Stirum (für die Vorlage): Noch bis vor 


kurzer Zeit konnte die conſervattve Partei mit ihren katholiſchen Mitbürgern 
zuſammengehen. Seitdem aber die Autorität der clericalen Richtung der 


des Staates entgegengeſtellt worden, müſſen wir rückhaltlos für die Regie⸗ 
rung eintreten, ohne dabei eine Maßregel zuzulaſſen, welche über das Ziel 
hinausſchießen würde. Die deulſch 
ſchied ſich bisher weſentlich von der römiſchen, fie ermöglichte Prieſter, welche 
gelehrt und wahrhaft fromm zugleich, hohe Kirchenfürſten, welche gleichzeitig 
warme Patrioten waren. Anders katholiſch war man in 


wurde nur zu politiſchen Zwecken ausgenutzt. 
Der muß es willen!) 
(Gelächter im Centrum) Beweis die Bulle unam sanetam, Belveis das 
Zeugniß Papſt Pauls IV., ber erklärte, es fet den Unterthanen geſtattet 
einen ketzeriſchen Fürſten zu tödten. Mitunter wühlte dieſe Tendenz bei uns 
günſtigen Zeitverhältniſſen, aber zur gelegenen Zeit wurde das alte Princip 
immer wieder hervorgeholt. (Sehr wahr!) So war bis in die dreißiger 
Jahre die Frage der gemiſchten Ehen nicht aufs Tapet gekommen, da auf 
einmal erſchien der klaſſiſche Brief Gregors XVI. an den Biſchof von Bres⸗ 
lau und der Streit entbrannte in hellen Flammen. Wenn jeit der preußi⸗ 
ſchen Verfaſſun 
Kirche fehlten. ip lag dies an dem Vertrauen, welches man ſtaatlicherſeits 
zu den Biſchöfen hatte. Dieſelben haben ſich des geſchenkten Vertrauens 
nicht würdig gezeigt. Als die Regierungen anfingen ſich zu beunruhigen 
über die Beſchlüſſe, welche für das Vaticanum vorbereitet wurden, da ſagten 
unſere Biſchöfe: Verlaßt euch auf uns, es wird nichts Staatsgefährliches zu 
Siante kommen. 

Sie kamen nach Rom, fie widerſprachen zum Theil auf's Heftigſte und 
luden ſich ſogar ein gewiſſes Martyrium auf, als dos Dogma mit aller 
Rückſichtsloſigkeit proclamirt wurde. Und doch haben Sie ſich ſchließlich 
nicht widerſezt, ſonvern ſich gefügt. Ich ſchließe daraus, daß die Biſchöfe 
nur dem Staate Ci? charaktervoll, Rom gegenüber aber charakterlos 
ſind. (Widerſpruch und lebhafter Beifall.) Ich habe noch ein weſentlich 


Programm 
Staat und Kirche, 
Warum wird uns das Geſez 


haste 
ich bei unſeren gemiſchten Confeſſionsverbältniſſen dieſe für durchaus noth⸗ 
wendig; hier ſollte zuerſt das Wort eines bekannten italieniſchen Staats- 


ſage im Staate, und ſpreche nicht wie der Abg. Reichenſperger von einer 
Kirche neben dem Staate. Ich wünſche für unſere Kirche mit dem Abg. 


Solidariſät der katholiſchen Intereſſen der ecclesia oppressa in allen katho⸗ 


e Auffaſſung des Katholicismus unter⸗ 


Rom, dort ioaren 
politiſche Geſichtspunkte überwiegend; die ganze Organiſation der Rivde 
(Gelächter im Centrum. Ruf: 
Die Lehren Roms waren ſtets ſtaatsgefährlich. 


uns bisher die Garantie gegen Uebergriffe der kaholiſchen 


politiſches Moment. Gegenwärlig iſt die einzig politiſch organiſirte Partet 


in Frankreich die des katholiſchen Clerus. Jede Regierung, die dort am 


Ruder bleiben will, wird um ihre Gunſt buhlen und ſie wird dieſelbe nicht 


ohne das Zugeſtändniß einer Intervention in Rom erhalten. Auch poliliſche 
Momente exiſtiren für Frankreich genug, um dort den Wunſch, den alten 
Einfluß in Italien wieder herzustellen, rege zu halten. Das deutſche Reich 
darf eine ſoſche Vergewaltigung Italiens nicht dulden, es muß ſich mid der 
Gveniualitat vertraut machen, einſt dieſem Lande zu Hilfe zu kommen, es 


muß fic) vorbereiten auf den Revanchekrieg. Unſere Uctionsfädigteit darf 


dann nicht lahm gelegt werden durch eine innere Bewegung, welcher dieſes 
Geſetz durch eine nationale Erziehung der katholiſchen Geiſtlichkeit vorbeugen 


„will. Unterſtützen wir deshalb unfere Regierung, in der Hoffnung, daß 


fte mit Entſchiedenheit und Mäßigung vorgehen, in der Erwarlung, bah fie 
nicht plötzlich von dem eingeſchlagenen Wege abweichen wird (Befall.) 
Abg. Brüel (gegen die Vorlagen): Die Beſtimmungen dieſer Gesetze 
treffen nicht allein die katholiſche, ſondern aufs Sl auch bie 
evangeliſche Kirche. Es verhält ſich damit wie mit dem Rättzel⸗Straf geſe z. 
Dieſes iſt in meiner pa Hannover noch nie gegen katboliſche, wohl 
aber vielfach gegen evangeliſche Geistliche in der rückſichtsloſeſten Weiſe ans 
gewendet und ausgeübt worden. Ein evangeliſcher i 
einem Falle von dem Richter gefragt, ob er auf der Kanzel geſagt habe: 
Unſer Herr Chriſtus iſt doch klüger als alle unſere Könige, Kalſer und Mis 
niſter, und wenn fie noch fo klug wären. Er verneinte biefe Frage und 
wurde daraufhin freigeſprochen; ob er verurtheilt worden wäre, wenn er ja 
geſagt, das laſſe ich dahingeſtellt; aber ich frage das Haus, iſt es nicht eine 


eiſtlicher wurde in 


krautige Thatſache, daß ein Geiſtlicher ſich vor Gericht über ſolche Dinge zu 


verantworten hat? Wenn es auf dieſem Wege weiter geht, und die vor⸗ 
liegenden Geſetze gehen dieſen Weg, wie weit find wir dann noch enfernt 
von dem Beiſpiel, das uns neulich hier warnend borgehalien wurde, von 
dem vergötterten Pferde des alten römiſchen Kaiſers? 


Kirche werden durch die vorliegenden Beftimmungen nicht nur modifizirt, 
ſondern geradezu beſeitigt und zu nichte gemacht. : 

Insbeſondere giebt das Aufſichts⸗ und Einſpruchsrecht der Regierung 
eine ſchrankenloſe Macht in die Hand; fie kann dadurch jede beliebige Bors 
fügung der geiltlihen Behörden einfach beſeitigen. Der Staat hat [hon 
poll: Omnipotenz in allen Militärangelegenheiten, in allen Schulangelegen⸗ 
heilen, von der Volisſchule bis zu den Univeiſiſäten hinauf, nun wollen 
Sie ihm noch die geſammte geiſtliche Gewalt in die Hände geben. Der 
chriſtliche Geiſtliche fol und kann nicht blos in der nationalen Erziehung, 
ſondern vor Allem in der Wahrheit des Chriftenthums den Grund ſeiner 
Ausbildung finden; denn dieſe Wahrheit zu verkünden, iſt er berufen. (Sehr 


0 6 j y (Sehr wahr! im 
Centrum.) Die verfaſſungsmäßig garantirten Freiheiten und Tete der 


wahr! im Centrum.) Die vorliegenden Geſetze find dictirt von bem vollen⸗ 


detſten Mißtrauen gegen die Kirche; aber möge die Regierung und das Haus 
die Worte eines franzöſiſchen proteſtantiſchen Staatsmannes heherzigen: 


Man bezeugt kein Mißtrauen, ohne es zu wecken, und das beſte Mittel, auß 


gutem Fuße mit der Kirche zu leben, iſt, ihr Weſen zu reſpectiren und offe⸗ 


nen und weiten Spielraum in ihren eigenen Angelegendeiten zu gewähren. 


(Beifall im Centrum.) y : 
Nach 4 Uhr vertagt das Haus die Debatte bis Freitag 11 Uhr. 


Berlin, 16. Januar. [Amtliches.] Se. Maj. der König hat dem 
General⸗Lieutenant 3. D. Grafen von Hacke, bisher Commandeur der tell: 
vertretenden 37. Infanterie⸗Brigade, den Stern mit Eichenlaub und Sch wer⸗ 
tern am Ringe zum Rothen Adler⸗Orden zweiter Klaſſe mit Eichenlaub 
und Schwertern am Ringe; dem Geheimen Sanitätsrath Dr. Gerſon zu 
Malmedy den Rothen Adler⸗Orden dritter Klaſſe; dem Kreisgerichtg⸗Rat 
Eſcherhaus zu Rüthen, Kreis Lippſtadt, und dem Regierungs⸗Kanzlei⸗ 
Inſpector a. D. Bublitz zu Stralſund den Rothen Adler⸗Orden vierler 
Klaſſe; dem Oberſt⸗Lieutenant z. D. von Flotow, bisher Brigadier ber 
3. Gendarmerie⸗Brigade, den Königlichen Klonen⸗Orden dritter Klaſſe, dem 
Steuer⸗Inſpector a. D. Franz Georg Wahl zu Aachen und dem peufioz 
nirten beriltenen Gendarmen Johann Craft Oppermann, bisher in 
der 4. Gendarmerie⸗Brigade, den Königlichen Kronen⸗Orden vierter Klaſſe; 
dem General⸗Arzt Dr. Wegner, Regiments⸗Arzt des Garde⸗Küraſſter⸗ 
Regiments, das Kreuz der Ritter des Königlichen Haus⸗Ordens von Hohen 
zollern verliehen. 5 ‘ . 

Se. Majeſtät der König hat dem Königlich belgiſchen Miniſter der 
auswärtigen Angelegenheiten Grafen d Aspremont⸗Lynden und dem 
Director des Medicinal = Departements im Kaſſerlich ruſſiſchen Miniſterium 
des Innern; Wirklichen Geheimen Rath und General⸗Stabsarzt von Peli⸗ 
kau, den Rothen Adler⸗Orden erſter Klaſſe; dem bisherigen Legations⸗Se⸗ 
krelär bei der Königlich ſpaniſchen Geſandtſchaft in Berlin, Julio ve 
Wrellano, den Rothen Adler⸗Orden briticr Kalle; dem Königlich {dives 
diſchen Unter-Sieutenant im Garde⸗Dragoner⸗Coꝛps, Bildt, ben Rolhen 
Adler⸗Orden vierter Klaſſe; dem Königl. ſchwediſchen General⸗Mojor und 
Oberſtatthalter Freiherrn don Bildt zu Stodhoim den königlichen Kronen⸗ 
Orden erſter Klaſſe mit ven Cmaille-Bande ded Rothen Adlek⸗Orvens: dem 
Oberbürgermeiſter Heim zu Ulm und den kaiſerlich öſterreichiſchen Seltions⸗ 
Räthen, Rilter von Pußwald und Buchaczek, beide zu Wien, den Ad: 
niglichen Kronen Oden zweiter Klaſſe; dem Königlich ſchwediſchen Lieutenant 
N Orponnanz⸗ffizier Sr. Majeſtät des Königs, dem Königlich 
italieniſchen Proſeſſor an der Unſverſiſät in Rom, Dr. med, Luigi Gar 
dl fi, dem Königlich württembergiſchen Ober⸗Studienrath Dr. Haßler zu 

m. dem 
württembergiſchen Staatseiſenbahn, von Riſaui und dem Rechtsanwalt 
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Femeinderath Römer zu Stuttgart, den Königlichen Kronen⸗Orden 
und Heglaſſe; ſowie dem ſtädtiſchen Garten⸗Inſpector Wagner zu Stutt⸗ 
riff dem Kaufmann und Fabrikanten 
gat in pen Königlichen Kronen Orden vierter Klaſſe verliehen. 

zu o, Majeſtät der König hat der Schauſpielerin Frieb⸗Blumauer zu 
fin die Grlaubniß zur Anlegung der bon des Herzogs von Sachſen⸗ 
obit «Gotha Hoheit ihr verliehenen Verdienſt⸗Medaille für Kunſt und 
Ge haft und aun Unlegung ber bon des Herzogs don Sacfew-Meiningen 
15 verliehenen goldenen Medaille für Kunſt und Wiſſenſchaft ertheilt. 

Holze Majeſtät der König hat dem Kreiß⸗Gerichts⸗Secretär Gebauer zu 

Oels bet uns Verſetzung in den Ruheſtand den Charakter als Canzlei⸗ 

y verliehen. 5 
Rat m bei der Commiſſton für die Regulirung der deutſch⸗ ranzöſiſchen 
Grenze beſchäftigten Kreis⸗Landmeſſer Hufnagel aus Fulda ijt der Cha: 
rakter als Vermeſſungs⸗Director beigelegt worden. — An der Königlichen 
Taubſtummen⸗ Anſtalt zu Berlin iſt der Predigt⸗ und Schulamts⸗Candidat 
Wodaege als ordentlicher Lehrer angeſtellt worden. Am Marienſtiſts⸗ 
Gymnaſium in Stettin iſt der ordentliche Lehrer Hugo Lemcke zum Ober⸗ 


lehrer befördert worden. 
Berlin, 16. Januar. [Se. Maj. der Kaiſer und König!] 
nahmen heute die Vorträge des Oberſten von Albedyll, des General⸗ 
Feldmarſchalls Grafen v. Roos und des General⸗Lieutenanis v. Kameke 
gegen. 
Beide Kaiſerliche Majeftáten] waren geſtern mit der Prin⸗ 
zeſin von Sachſen in dem Ullmann⸗Concert anweſend. (Reichsanz.) 
© Berlin, 16. Jan. [Die Oberpräſidien. — Höhere Lehr⸗ 
anſtalten. Zur wiener Ausſtellung.] In Bezug auf 
meine Mittheilung über die Wiederbeſetzung der erledigten Oberpräſt⸗ 
dien bemerke ich, daß, wie es ſcheint, an entſcheidender Stelle die Ab: 
ſicht vorliegt, die Beſetzung ſämmtlicher Vakanzen im Zuſammenhange 
zu bewirken. Es ift wahrſcheinlich, daß die Erenennungen ſchon in 
nächſter Zukunft erfolgen werden. Es handelt ſich aber zunächſt nur 
um bie Provinzen Polen, Schleſtien und Sachſen, da das Oberpräſi⸗ 
dium in Hannover noch nicht definitly erledigt if. — In der letzten 
Zeit find zu höheren Lehranſtalten erhoben worden: in der Provin: 
Schleſien das Progymnaflum zu Ohlau, die Realſchule zu Neuſtadt 
O.⸗S. und die Fürſtenſchule zu Pleß; in der Provinz Weſtphalen die 
Progymnaſien zu Höxter und Bochum; in der Provinz Pommern die 
höhere Bürgerſchule zu Wollin und das Progymnaſium in Belgard; 
in der Provinz Schleswig⸗Holſtein die Realklaſſen des Gymnaſiums 
zu Hadessleben und Flensburg, die Realſchule zu Altona; in der Provinz 
Brandenburg die Realklaſſen des Gymnaſiums zu Kotibus; in der 
Provinz Sachſen die höheren Bürgerſchulen zu Weißenfels und Mühl 
hauſen in Thüringen; in der Provinz Hannover die Realklaſſen des 
Gymnaſiums zu Emden und Stade; in der Provinz Heſſen⸗Naſſau dle 
höheren Bürgerſchulen in Fulda und Hofgeismar; in der Rheinprovinz 
die Realklaſſen des Gymnaſtums zu Weſel; im Fürſtenthum Waldeck 


die höhere Bürgerſchule zu Arolſen. — Bekanntlich hat die Admini⸗ y 


ſtration des Rudolfſiums — einer in Wien beſtehenden Humanitäts⸗ 
Anſtalt zur Unterſtützung von Studirenden mitielft vollſtändiger Ver⸗ 
pflegung derſelben in einem gemeinſamen Hausweſen —, ſich bereit 
erklärt, 30 Zimmer dieſes Inſtltuts für 300 Profeſſoren und Lehrer 
aller Länder, welche die Weltausſtellung in Wien beſuchen werden, 
in der Art zur Verfügung zu ſtellen, das jedem Gaſte 
unentgeltliche Unterkunft geſichert iſt. Es iſt beſtimmt, daß immer 
30 Herren gleichzeitig 14 Tage lang untergebracht und dieſen 
immer 30 andern folgen ſollen, bis die bezeichnete Zahl aufgenommen 
if. Die genannte Adminiſtratton hat ſich mit ihrem Vorhaben an 
die Generaldireetion der Ausſtellung zu Wien gemeldet, ihr die von 
Seiten der einzelnen ausländiſchen Commiſſionen diesfalls zu erwar⸗ 
tenden Anmeldungen zur Beſtimmung des Turnus der Logirung be: 
kannt zu geben. — Das diesſeitige Cultus⸗Miniſterium nimmt auf 
Grund einer hierher gelangten Mittheilung aus Wien Veranlaſſung, 
in einer Cireular⸗Verfügung an die Proolnzial⸗Schul⸗Collegten und 
Regierungen auf das oben beſchriebene Anerbieten hinzuweiſen mit 
dem Anheimgeben, eiwaige Bewerbungen um Zuweiſung von Woh⸗ 
nungen für Profeſſoten und Lehrer des dortigen Verwaltungsbezirks 
direct an die deuiſche Central⸗Commiſſion für die Weltausſtellung zu 
Berlin zu richten. 

Königsberg i. Pr., 16. Januar. [Verurtheilung.] Einer 
der Führer der joctal - demokratiſchen Patel, Kokosky, iſt heute wegen 
Majeſtätsbeleidigung, deren er ſich durch ein Preßerzeugniß ſchuldig 
gemacht, zu einer dreimonatlichen Gefängnißſtrafe verurtheitt worden. 
Von der Staatsanwalftſchaft war eine viermonatliche Gefängnißſtrafe 
beantragt worden. 

Darmſtadt, 16. Januar. [Pring Arthur von Großbri⸗ 
tann ien] iff zum Beſuche des groß herzoglichen Hoſes hier einge⸗ 
troffen, die Kronprinzeſſin des deutſchen Reſches und von Preußen 
wird heute aus Wiesbaden erwartet. 

Aus Baden, 14. Januar. [Die ultramontane Wühlerei 
im Seekreiſe], wo auf endlos ſich aneinander reihenden Bauern⸗ 
verſammlungen von drei auserleſenen Fanatikern, dem verſchrobenen 
Stiſtungsverwalter Edelmann in Conſtanz, Dr. Schachleiter in Bo: 
denau und Kaplan Werber in Radolfzell (Redackeur der maßlos ge: 
meinen „Frelen Stimme“), unabläſſig die katholiſche Kirche und Re: 
ligion in Gefahr erklärt und gegen die kirchenpollliſchen Geſetze ge: 
wüthet wurde, hat längſt einen unverkennbaren revolutionären Cha⸗ 
rakter, und endlich auch die Langmuth der Staatsbehörde, welche die 
Agltatoren ihr Handwerk immer dreiſter treiben ließ, erſchöpft. Am 
11. und 12. d. M. wurden die drei Geuannten verhaftet und in das 
Amtsgefängnig in Radolfzell gebracht, in Folge von Aeußerungen in 
der Galenhofer Verſammlung am 15. December. Es iſt gegen fe 
auf Antrag der großherzoglichen Staatsanwallſchaft Unterſuchung wegen 
Vergehens gegen die öffentliche Ordnung im Sinne des § 131 des 
R.⸗St.⸗G.⸗B. eingeleitet. Die ift Haft eine fog. Colluſtonshaft (bei Ver⸗ 
brechen, welche wenigſtens Kreisgefängniß nach ſich ziehen, wenn nach 
den Umſtänden des Falles zu beſorgen ſteht, daß der Angeſchuldigle 
durch Verabredung mit Zeugen oder Mitſchuldiger die Unterſuchung 
vereiteln oder erſchweren könnte), und blelben fle in derſelben, bis fie 
und die Zeugen vernommen ſind. (N. Z.) 

Frankreich. 

Paris, 15. Januar. [Zur Beuſt⸗Gramont'ſchen Ange 
legenheit.] Die „Preſſe“ bringt folgendes Schreiben des Herzogs 
at) an den Such v. Beuſt: 

te. den Herrn Grafen Beuſt. Paris, 8. Januar 1873. 


Herr Graf! Ich habe den Brief, mit dem Sie mich in Beantwortung 
des meinigen bom 21. December beehrt haben, empfangen und ich bedauere, 
daß der meinige erſt zehn Tage, nachdem er geſchrieben worden, Ihnen zu⸗ 
gekommen iſt. Dieſe Perzögerung iſt, wie Sie Sich baben überzeugen können, 
nicht von meinem Willen abhängig geweſen. Ihre Bemerkungen zu den 
jängſten Veröffentlichungen, zu denen mich die Umſtände ſehr wider meinen 
Bunld gendthigt hatten, habe ich mit aller Aufmerkſamkeit, welche fie der 
dienen, durchgeleſen; ich glaube darin die Spur eines Mißverſtändniſſes über 
die Natur und Tragweite meiner Be auptungen zu finden, und meine es dem 
guten Andenken unſerer früheren Beziehungen ſchuldig zu fein, daß ich in 
dieſer Hinſicht keine Zweiveutigkeit befteben laſſe. Aber bevor ich weiter gehe, 
muß ich Ihnen bemerken, daß ich für alles das, was um meine Worte herum 
eſagt ober geſprochen wird, durchaus gar keine Verantwortlichkeit übernehme. 
ch antworke nur mit meiner eigenen Sprache. Ich brauche Ihnen nicht 
erſt zu berfichern, daß es nicht der Wunſch, mich perſönlich zu ret 
fertigen, Ya der mit die Feder in die Hand gegeben hat. Wäre es fo ge: 
weſen, fo hätte ich nicht ſeit zwei Jahren ein Schweigen beobachtet, das ich 


psy (es 


9 80 keine Luſt halte. Der Fall iſt hervorgerufen worden d urch den 
iderhall, den die maßloſe und unrichtige Sprache des Herrn Thiers ge: 


our ad Dietrich Magirus funden hatte. Zur Ehre Frankreichs wurde es nöthig, demſelben Halt zu 


gabe, t Dieſes feſtgeſtellt, werden Sie bemerken, daß ich niemals behauptet 
abe, Sie hätten uns zur Kriegführung ermuthigt. Ich gebe vollkommen 
zu, weil es die Wahrheit iſt, daß Sie uns davon abgerathen haben, bis zu 
dem Augenblick, wo Sie den Herrn Grafen Vitzthum nach Paris ſchickten; 
ich nehme durchaus keinen Anſtand, zu bekennen, daß Sie am 13. Juli uns 
gerathen haben, uns mit dem Verzicht des Prinzen von Hohenzollern in der 
am 12. vorgelegten Form zufrieden zu geben. Und ich füge hinzu, daß ich 
nicht zweifle, daß es Ibnen ſehr ſchwer gefallen iſt, zu erfahren, daß dieſer 
Umſtand nicht genügt hatte, um den franzöſiſch⸗preußiſchen Conflict auszu⸗ 
zöſchen. Ich erkenne auch an, daß die Hilſszuſagen, deren Formel ich ange⸗ 
fübrt habe, exit nach der Kriegserklärung erfolgten und ſchließe dieſe Zuge: 
ſtändniſſe durch die Erklärung daß ich auf Seele und Gewiſſen def öſter⸗ 
zeichiſchen Regierung keinen Vorwurf machen kann wegen ihres, ihr von den 
Ereigniſſen vorgezeichneten Verhaltens gegen Ga Ich bin nicht in der 
Lage, die Natur der guten Beziehungen zu ſchätzen, welche jest zwiſchen den 
Cabinetten von Wien und Berlin beftehen; wie aber der Fall, der uns be: 
ſchäftigt, nichts an's Licht gebracht hat, was nicht in Berlin bekannt wäre, 
jo hat er offenbar auch nichts nach dieſer Seite bin compromiltiren können, 
und was uns betrifft, fo kann die franzöſiſche Nation in dieſen Informatio⸗ 
nen nur neue Gründe zu Shmpatdie und Achtung für Defterreic finden. 
Und wie Sie, Herr Graf, mit Recht geſagt haben, das iſt die Hauptsache. 
Sie erinnern mich daran, daß, als ich die Ehre gehabt, Sie 1871 in London 
ju beſuchen, wir viel über die Creiguiffe von 1870 geplaudert und daß ich 


Ihnen damals ohne Rückhalt geſagt, ich begriffe Ihre Handlungsweiſe, und Me 


daß ich Ihnen keinen Vorwurf gemacht hatte. Ihr Gedächtniß ift ſehr ge: 
nau. Ich hatte Ihnen damals und hahe Idnen auch up one feinen 
Vorwurf zu machen. Was die Sprache betrifft, die Herr Thiers Sie hat 
führen laſſen, fo habe ich Ihnen natürlich davon in London nichts geſagt; 
denn ich wußte nichts davon und erfuhr davon auch erſt zu Anfang des 
Seen durch die Veröffentlichung der felifamen Auslaſſung des 
errn Biers. > 
Für jetzt ſtehe ich von jeder Controverſe über bie Unterhandlungen bon 
1868, 1809 und 1870 ab. Das würde ach algen J beschränke tid 
darauf, Sie daran zu erinnern, daß dieſe Unterhandlungen, von denen Sie 
zuerſt mich unterrichteten, 1869 „offen“ (das iſt der Wortlaut) geblieben 
waren und als Grundlage und Ausgangspunkt gedient haben zu dem Ver⸗ 
trage, über welchen zu Ende Juli 1870 in Hinſicht auf den Krieg und auf 
De nas pia da, nk ülfe 8 wsd worden iſt. 175 
atum det alto ſeinen richtigen und wohlberechligten Platz neben 
den früheren Daten 1863 und 1869. ee e 
Ich behaupte Zweierlei, erſtens: während ich Bolſchafler in Wien war, 
haben Sie zu mir nicht geſagt, „daß man der kaiſerkich franzöſiſchen Res 
gierung keine Illuſion laſſen, ſondern fie gerade im Gegentheil wohl über⸗ 
jean e wenn ſie ſich in den Krieg einließe, Oeſterreich ihr nicht 
olgen würde“. SB: , 5 
„Dieſe Behauptung halte ich mit voller Sicherheit aufrecht und ſtütze fie 
nicht nur auf mein übrigens ſehr feſtes Gedächtniß, ſondern auch auf die 
Notizen, die ich mir damals gemacht und bewahrt babe. Nicht eine einzige 
Unterhaltung, Herr Graf, und fei fie auch nur von wenigen Minuten ges 
weſen, habe ich mit Ihnen gehabt, von der ich mir nicht den Inhalt und 
oft ſogar den Wortlaut ſelbſt vor Ende des Tages aufgeſchrieben hätte. Auch 
in ich deſſen gewiß, was ich ſage, wenn ich erkläre, daß Sie in Wien gegen 
mich die Sprache, welche Herr Thiers Sie führen läßt, nicht geführt haben. 
Wir haben oft vom Kriege geſprochen; wir waren einig darin, ihn nicht 
zu wünſchen, und erkannten an, daß in Deunſchland ſich eine Arbeit vollziehe, 
welche im Intereſſe Oeſterreichs wie Frankreichs nicht unterbrochen werden 
dürfe. Wir haben mitunter die Eventualität des Krieges allgemein ins Auge 
gefaßt, und ich ſehe in meinen Aufzeichnungen, daß Sie mir damals vorge⸗ 
ſtellt baben, wie wünſchenswirth es fein würde, daß der Krieg, wenn er noth: 
wendig würde, aus einem nicht deuiſchen Grunde entſpränge, z. B. aus 
irgend einer orientaliſchen Frage, um jo Oeſterreich ſeine ganze Actionsfrei⸗ 
heit zu laſſen für die Partei, die es zu ergreifen haben würde. Ich nehme 
an, daß Ihre Erinnerungen hierin mit den meinigen ſtimmen; was aber die 
Worte betrifft, die Herr Thiers Ihnen iu den Mund gelegt bat, fo finde ich 
davon keine Spur, es müßte denn in der von Ihuen am 11. Juli 1870 an 
den ͤſterreichiſchen Bolſchafter gerichteten Depeſche fein, von der ich aus der 
Abſchrift, die Sie mir üherſandt haben, jetzt zum erſten Male Kenninip 
erhalte. Dort, in der That, ſehe ich, daß Sie den Serra Dotichajter beauf⸗ 


tragt haben, uns jede Illuſion zu benehmen und uns behutſam zu verfteben . 


zu geben, daß wir auf Ihre Hülfe nicht zählen vürften. 

mmer mit Vorliehe die Erklärungen aufſuchend, die nicht zu extremen 
Reſultaten führen, denke ich mir, daß eine unwillkürliche Verwirrung in der 
Auffafjung entſtanden iſt zwiſchen der am 11. Juli 1870 geſchriebenen 
Sprache und der in den vorhergegangenen Jahren geſprochenen. Ich ſehe 
übrigens nicht, daß während des Verlaufes meiner Miſſion zu Wien ſich eine 
einzige Gelegenheit geboten hätte, wo Oeſterreich aufgefordert geweſen wäre, 
ſich über feine Dispoſition zum Kriegführen auszusprechen, und ich habe 
niemals von Ißpnen feine Mitwirkung zu ſolchem Zwecke ſelbſt eventuell 
zu fordern gehabt. Somit wiederhole ich und behaupte es in aller Form, 
Sie haben mir gegenüber niemals, während ich Geſandter in Wien war, 
die Sprache geführt, welche Ihnen Herr Thiers zuschreibt. Ich erfahre 
heute, vaß Sie es ſpäter an den Fürſten Metternich in einer Depeſche vom 
11. Juli geſchrieben haben, welche Sie mir zuſenden und die ich nicht 
kannte, weil der Herr Botſchafter von Oeſterreich uns viefelbe nie: 
mals gezeigt bat. Ich erjege in der That aus der Abſchrift, welche Sie 
mir ſchicken, daß Sie dem Herrn Bolſchaſter von Oeſterreich empfehlen, 
feinen Eifer und ſeinen Einfluß anzuwenden, um Ihre Vorbehalte bon 
Sr. Majeſtät und ihren Miniſtern annehmen zu laſſen, ohne deren 
Mißverguügen zu erregen, und ich finde in dieſer ſpäteren Mit: 
theilung den Schlüſſel für eine Situation, die uns während einiger 
Tage ziemlich ernſte Sorgen machte. Es fand vamals zwiſchen Ihnen, 
dem Herrn Botſſchafter von Oeſterreich, und uns ein Austauſch von münd⸗ 
lichen und schriftlichen Erklärungen ſtalt, welche den Zweck hatten, das, was 
Sie bedauerliche Mißverſtändniſſe genannt haben, zu beſeitigen. Herr Graf 
v. Vitzthum kam nach Paris, und ſogleich verſchwanden alle Spuren der 
Kälte, welche Ihre Zurückhaltung nothwendig hervorgerufen halte, obwohl 
der Herr Boiſchafter von 
Ihrer Inſtruction, deren Ausdruck zu mindern. Herr v. Vitzthum ſah den 
Kaiſer, ſprach mit ihm, kehrte nach Wien zurück, und ſogleich nach ſeiner 
Rückkehr ſchreiben Sie am 20. Juli folgende Worte: Graf Vitzthum hat 


unſerem erhabenen Herrn die mündliche Botſchaft überbracht, mit welcher 


der Kaiſer Napoleon ihn zu betrauen geruhte. Dieſe kaiſerlichen Worte, 
jo wie die Erklärungen, welche der Herzog von Gramont hinzugefügt hat, 
baben jede Möglichkeit eines Mißverſtändniſſes befeitigt, welches der 
unvorhergeſehene Eintritt dieſes 1 le hätte zur Folge haben können. 
Wollen Sie Sr. Majeſtät und feinen Migiſtern wiedergolen (cépéter), daß 
wir, getreu unſeren ien cel wie ſie in den im letzten Jahre zwiſchen 
den beiden Souverainen gewechſelten Schreiben niedergelegt wurden, die 
Sache Franlreichs als die unſere betrachten, und daß wir zum Erfolg ſeiner 
Waffen in den Grenzen des Möglichen beitragen werden“ 

„Ich verzichte ſehr gern earn dem Worte „wiederholen“ die Bedeutung 
zu geben, die, wie Sie ſagen, demſelben nicht zukommt; aber andererſeits 
kann ich mich nicht erwehren, ben radicalen Unterſchied hervorzuheben, der 
beſteht zwiſchen der Haltung des Wiener Cabinets am 22. Juli und der, 
welchen es am 11. in dieſem „unberöffentlichten und „unbekannten“ Acten⸗ 
itilde, daß Sie fo eben zu meiner Kenntniß gebracht haben, einnehmen zu 
wollen ſchien. Wie geht das zu, daß am 13, Juli, bei Empfang dieſer De: 


peſche vom 11., der Herr Botſchafter Oeſterreichs uns keinerlei Mittheilung N 


von ver Art jener gemacht bat, bie er mir am 24. bei Empfang Ihrer Dee 
peſche vom 20. mache? Weßzalb ließ er mir nicht dieſe Depeſche, wie er 
mir die zweite ließ? Ich übernehme es nicht, in dieſem Augenblicke dieſe 
Frage zu beantworten; aber ich betone, daß ich am 24. Juli die Erklärung 
in meinen Händen hatte, daß zwiſchen uns und dem wiener Cabinet kein 
A feine ene beſtand, 12, noch mehr, die beſtimmte Zuſage, daß dasſelbe 
zu Erfolge unjecer Waffen nach Maßgabe des Möglichen beitragen werde. 
Es iſt das meine zweite Verſicherung und, Sie werden zugeſtehen, dieſelbe sit 
unſtreitbar. Handekte es ſich darum, zum Erfolge unſerer Waffen auf pla⸗ 
toniſche Weile beizutragen, wenn ich fo jagen darf, durch theilnehmende 
Wluſche, ohne jemals das Schwert zu ziehen? BH glaube, daß dies ſchwer 
zuzulaſſen ijt und ohnehin haften Sie Sorge getragen, uns über dieſen Punct 
zu beruhigen. Sie feblen weiterhin hin: „Unter dieſen Uaſtänden it das 
Wort Neutralität, welches wir nicht ohne Bedauern ausſprechen, uns box 
einer dringlichen Nothwendigkeit und einer logiſchen Wardigung unſerer 
ſelidariſchen Intereſſen aufgezwungen. Aber dieſe Neutralität xt nur ein 
Mittel, das Mittel, uns dem wahren Zweck unſerer Politik anzunähern, das 
einzige Mittel, um unſere Rüſtungen zu verbollftändigen, ohne uns einem 
plötzlichen Angriffe, fer es von Preußen oder von Rußland her, auszuſetzen, 
ehe wir im Stande find, uns zu vertheidigen.“ Und am Abend deſſelben 
Tages (24. Juli) unterrichtete mich der Botſchafter Oeſterreichs schriftlich, 
indem er dieſe Frage wegen der Rüſtungen mehr prácifivio, daß in dem 


eſterteich nichts vernachlaſſigt hatte, um, gemäß] © 


Stande, im welchem der Krieg Oeſterreich überrascht hatte, es ihm nicht 


möglich ſein werde, vor Anfang September ins Feld zu rücken. 

Endlich will ich, obwohl die Zuſage der 
Obigem erhellt und es in der That üßerflüſſig ſcheint, mehr darauf zu bes 
Lehen, Sie doch daran erinnern, as ſich ereignele, als der Herr Graf von 
Vitzthum nach Paris zurückkam und er damals in Uebereinſtimmung mit 
dem Bolſchafter Oeſterreichs mit mir die Grundbedingungen und ſelbſt die 
Artikel dieſes Vertrages feſtſtellte, der beſtimmt erklärte, daß die bewaffnete 


Mitwirkung genugſam aus 


Neutralität der contrahirenden Mächte dazu beitimmt fet, in wirkliche 


Cooperation mit Frankreich gegen Preußen umgeftaltet zu werden. 

Ich erinnere Sie daran, daß es die Vertreter Oeſterreichs, Ihre eigenen 
Bevollmächtigten und Mandatare waren, welche die Art und Weiſe dieſer 
Umgeſtaltung der bewaffneten Neutralität in wirkliche Cooperation angege⸗ 
ben haben, und daß dieſe Art und Weiſe darin beſtand, einmal bereit, von 
Preußen in Form eines Ultimatums zu verlangen, daß es nichts gegen 
den durch den Prager Frieden feſtgeſetzten Status quo unternehme. Die 
öſterreichſſchen Unterhändler ſagten damals mit Recht, daß Preußens Weiz 
gerung ſicher ſei, und daß diefe das Zeichen zu den combinirten Feindſelig⸗ 
keiten werden würde. Und nun fragen Sie mich, Herr Graf, ob die Mit⸗ 
theilungen vom 20. Juli oder, um richtiger zu ſagen, vom 24. Juli, dem 
Tage, wo ich fie erhalten habe, mich „eruitlih daran denken laſſen konnten, 
daß wir eine Jaterbention Oeſterteichs mit bewaffneter Hand in Rechnung 
bringen mußten”! Aber ich kann nicht anders, als Ihnen dieſelhe Frage 
auch quachen. Von dem Augenblicke an, wo Oeſterreich verſpricht, zum 
Erfolge unſerer Waffen beizutragen; wenn Oeſterreich uns 
auseinanderſetzt, daß die Neutralität, welche es proclamirt, nur ein 
ittel iſt; daß dieſe Neutralität nur das Mittel iſt, um ſeine 
Rüſtungen zu vervollſtändigen, um 
ſeiner Politik zu nähern, welches Ziel iſt, zum Erfolge un⸗ 
ſerer Waffen beizutragen; wenn ſein Botſchafter mir ſchreibt, daß 
die öſterreichiſchen Heere erſt in ven erſten Tagen des Septembers ins Feld 
rücken können; wenn die öſterreichiſchen Bevollmächtigten in einen in 
meiner Gegenwart und unter meiner Mitwirkung unterhandelten Vertrag 
einen Artikel aufnehmen des Inhalts, daß die bewaffnete Neutralität der 
contrahirenden Mächte beftimmt ift, in eine effective Mitwirkung mit Frank⸗ 
reich gegen Preußen umgeſtallet zu werden; wenn dieſe ſelben Bevollmäch⸗ 
tigten zuerft die Art und Weile angeben, wie zu dieſer Umwandlung, worauf 
die Feindſeligkeiten folgen follen, diplomatiſch vorzugehen fei; dann muß ich 
Sie ernſtlich fragen, Herr Graf, was mußten wir denken? Sie fügen hinzu: 
„noch mehrere Wochen an den Geſchäften geblieben, während die Ereigniſſe 
des Krieges raſch aufeinander folgten, hätte ich nach Wien weder ein Tele⸗ 
gramm koch eine Depeſche geſandt, um Oeſterreich an ſeine Verpflichtungen 
u mahnen und feine militäriſchen Operationen zu beſchleunigen“ und Sie 
iter daraus, daß ich nicht ernſtlich an die Mitwirkung einer öſterreichi⸗ 
ſchen Armee glauben konnte. 8 

Defterecid) an feine Verſprechen zu erinnern, während wir uns ſchlugen 
einige Tage nachdem wir fie empfangen batten! Ich geftede, dab 0 
nicht einmal in den Sinn gekommen iſt. Aber wenn Sie glauben, daß ich 
nicht an unfera Botſchafter geſchrieben hätte, alle Mittel zu ergreifen, um 
Ibre militäriſchen Operationen zu beſchleunigen, ſo ſind Sie in einem 
großen Irrihume, und ich habe unter den Augen das Concept mehrerer Des 


peſchen, unter anderen derjenigen, welche ich ihm geſandt habe am 27. und 


31. Juli und am 3. Auguſt, die keinen audern Gegenſtand hatten. : 
Ich zweifelte nicht an den Abſichten Oeſterreichs; zweifle auch heute nicht 
daran, und ich habe die Ueberzeugung, daß, wenn unſere eben fo plötzlichen 
wie unvorhergeſehenen Niederlagen ine Mitwirkung nicht unmöglich gee 
macht hätten, dieſe Mitwirkung uns gewährt worden wäre, wie fie uns bere 
ſprochen war. Ich batte, das geſtehe ich ein, etwas weniger Vertrauen auf 
die Raſchbeit ſeiner Vorbereitungen, ogleich ich in dieſer Beziehung vou ſehr 
competenten Perſonen beruhigende Nachrichten erhielt \ 
Ich ſchließe, Herr Graf, dieſen ſchon i langen Brief, indem ich von 


Neuem gegen jede Idee eines Vorwurſes oder einer Anſchuldigung pro⸗ 
teſtire. 92 halte meine beiden Behauptungen aufrecht, aber nichts iſt 
meinen Gedanken ferner, als gegen die kaiſerlich königliche Regierung oder 


gegen Sie ſelbſt eine Beſchwerde erheben zu wollen wegen der politiſchen 
Haltung Oeſterreichs nach unſeren Unglücken. Es hieße im höchſten Grade 
practiſchen Sinnes und ſelbſt der Billigkeit ermangeln, wollte man fic) ver⸗ 
wundern über den Rücktritt, der die Folge unſerer fucceffiven Niederlagen 
und beſonders unſerer inneren Unordnungen war. Ich möchte ſelbſt ſagen, 
daß es von unferer Seite eine gewiſſe Undankbarkeit fein würde, nicht an⸗ 
zuerkennen, daß unter allen Mächten Oeſterreich die letzte geweſen iſt, die 
Frankreich ganz verlaſſen hat. 


habe zu lange in Wien gewohnt, als daß ich nichl den ganzen 


Unterſchied, den ganzen Abſtand würdigen follte, der Oeſterreich und deſſen 
Regierung von jener Phalanx der von Preußen bezahlten Blättern trennt, 
deren Käuflichkeit und Mangel an Patriotismus Sie mehr als einmal mit 
mir mündlich oder ſchriſtlich beklagt haben. Wir willen in Frankreich, daß 
die Sympatdien des wahren Oeſterreich uns über unjere Niederlagen gefolgt 
find, und wir werden von der Dankbarkeit nur an dem Tage entbunden 
werden, der uns beweiſt, daß ſeine Regierung heute die Gefühle zurückzu⸗ 
weiſen ſucht, zu denen es ſich ehemals bekannte. > : 

Ich bedauere es, Herr Graf, daß meine Antwort einen fo beträchtlichen 
Umfang angenommen hat, und ich bitte Sie, darin einen Beweis meiner 
Achtung zu erblicken, die ich vor Ihnen und vor allen NE habe, 
die Sie mir eiwa machen wollen. Es gehörte ein fo ausnahmsweiſer Stand 
der Dinge wie der meines unglücklichen Vaterlandes dazu; es gehörte die 
fo feltjame wie unglaubliche Thatſache eines Staatschefs dazu, der ſich in 
den Auswüchſen einer Parteigängerſprache erging, um mich auf die Arena 
zu rufen und mich zu bewegen, meine Zurückgezogenheit zu verlaſſen. 

Ich beeile mich, nachdem meine Aufgabe erfüllt iſt, zu derſelben zurück⸗ 
zukehren, und ich möchte das Vertrauen mitnehmen, daß Sie das Gefühl 
nicht mißverſtehen, welches mich auf einige Stunden derſelben entriſſen bat. 
Es war meine Pflicht. Genehmigen Sie u. ſ. w. Gramont. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts⸗ 
Sternwarte zu Breslau. : 


Sanuar 16. 17, Nachm. 2 U. Abds. 10 U. Morg. 6 U. 
Fee bei 0%... .... 394718 334,68 33419 
uytodrme......-.... 09 2 ‘ + 309 
Fr en... .... 2,18 20147 17 
Dunſtſättigung 71 pEt. 84 pEt. 77 Gt. 
Wind ER W. 2 W. 1 W. 1 
Well trübe. trübe. trübe. 


Brela, 17. Jan. Waſſerftand-J OAR 15 F. J. -B. . 


Berlin, 16. Januar. In der Hauptſache befleißigte ſich die wa heute 


einer durchaus avivartenden Haltung, die Umſätze blieben deſchränkt, aber 
dem angemeſſen waren auch die Courfe nur ſehr t igen Schwankun⸗ 
gen unterworfen. Der Börſenverkehr findet augenblicklich wenig oder faſt 
ar keine Unterſtützung von Seiten des Privatpublikums, und da auch inner 
halo der Börſe ſelbſt die Meinungen noch manche Verichievenheitin auf 
weiſen, da Kaufluſt und Angebot mehr vom Augenblick dictirt, als von einer 
leitenden Idee geregelt in Action treten, ſo kann es nicht ausbleiben, daß 
die Stimmung des Geſchäfts hin und her ſchwankt und eigentlich unent⸗ 
ſchieden bleidt. Dem heutigen Geſchäfte it nicht jede Feſtigkeit abzusprechen, 
daſſelbe entwickelte ſich aber fo ant end und fre, daß fic) faſt nur 
als einziges Charakleriſtikum Geſchä Bann anführen läßt. (Die 
herechtigte Ausſicht auf demnächſtige Herabſetzung unſeres Bank⸗Dis⸗ 
conto's blieb ohne Eindruck, da es nicht an Geld, wohl aber an 

eigung, es in Börſenwerlhen anzulegen, fehlt.) Die Speculations: 
werthe traten nur in ſehr mäßigen Verkehr und hielten ſich unter ges 
ringen Schwankungen etwas niedriger als geſtern. Die zweite Wiener Der 
peſche meldete nicht unerhedliche Eoursrückgänge von dort, rief bier jedoch 
keine gleiche Wirkung hervor, da die hieſigen Courſe zum Theil jenen Ride 
ang con anticipirt hatten und da in der Depeſche der Geldſtand dort als 
ehr günſtig bezeichnet war. In Oeſterreichiſchen Bahnen blieben die Um⸗ 
15 in ſehr engen Grenzen, vie Courſe ließen jedoch nur wenig nach und 
anden beſonders einige Bahnen, die ſonſt an ziemliche Vernachläſſigung 
gewöhnt find, wie Turaau⸗Kralup u. A., mehr Beachtung. In Oeſterr. 
Fonds fand ein ruhiges Geſchäft bei recht feſter Haltung ftatt. Die Courſe 
blieben meiſt im geitsigen Niwean. Auswärtige Fonds ziemlich felt, aber 
ebenjo ſtill, franzöſſche Rente niedriger, auch Italiener etwas gewichen, 
Amerikaner feſt, Türken c Pian Ruſſiſche Staatspapiere ſehr still. In ehr 
feſter Haltung bewegten ſich Preußiſche Fonds. Conſols höher, auch zogen An⸗ 
leihen meift an. Deutſche Fonds in ſehr geringem Verkehr. Priorit zeigten iid 
felt, aber nur mäßig belebt. Auf dem Eiſenbahnactien⸗Markte konnte keine 
einheitliche Tendenz zum Ausdruck gelangen. Für ſchwere Bahnen waren 
Käufer und Verkäufer gleich zurückhaltend und wechſelte daher die Stimmung 
nach den jeweilig vorliegenven, an ſich überdies geringfügigen Auftragen; 
der Schluß geſtaltete fid felter. Görlizer büßten am Courſe ein (die 911 
nimmt jetzt aur eine Dividende von 25,—3 9, ſtatt ver früheren Die 
¿operen Annahme in Ausſicht), gingen aber lebhaft um, Halle⸗Sorau und 


mir das 


1 


um fih dem wahren Ziele 


